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I.1 Einleitung
Der Bonner Schwerpunktbereich 6 „Staat und Ver-
fassung im Prozess der Internationalisierung“ richtet 
sich insbesondere an Studierende, die ein vertieftes 
Interesse an der Auseinandersetzung mit den Grund-
fragen und Grundlagen des nationalen Staats- und 
Verfassungsrechts unter Einbindung der Bezüge zum 
Europa- und Völkerrecht haben. Vorkenntnisse für 
diesen Schwerpunktbereich sind nicht erforderlich, 
da inhaltlich an die Pfl ichtfachvorlesungen im Öffent-
lichen Recht angeknüpft wird. Das vielfältige Ange-
bot an Vorlesungen und Seminaren bietet umfassende 
Möglichkeiten, die im Studium bereits gewonnenen 
Kenntnisse im nationalen Verfassungsrecht sowie 
im Europa- und Völkerrecht weiter zu vertiefen und 
auszubauen. So verschieden die Themen der ange-
botenen Veranstaltungen sind, so verschieden sind 
auch die späteren Berufsmöglichkeiten, für die der 
Schwerpunktbereich eine erste Qualifi kationsmög-
lichkeit darstellt: Das mögliche Berufsspektrum um-
fasst das weite Tätigkeitsfeld im Bereich der Exekuti-
ve, also eine Tätigkeit als Referent bei einer Behörde 
der Kommunal-, Landes- oder Bundesverwaltung 
sowie der EU-Kommission oder in einer internatio-
nalen Organisation. Daneben ist der klassische Beruf 
des Richters im Bereich der Verwaltungsgerichtsbar-
keit in Betracht zu ziehen. Weitere berufl iche Mög-
lichkeiten können sich ferner aus selbständigen Qua-
lifi zierungen der Studierenden ergeben, für die dieser 
Schwerpunktbereich eine Ergänzung darstellt.

II. Überblick
Während es in den Schwerpunktbereichen 7 und 8 
vornehmlich um Fragen des europäischen und inter-
nationalen Wirtschafts- und Umweltrechts geht, hat 
der Schwerpunktbereich 6 die klassischen Fragen des 
verfassten Nationalstaats und dessen Verfl echtung in 
das System der Staatengemeinschaft zum Gegenstand. 
Gleichwohl gibt es zwischen diesen Schwerpunkt-
bereichen mannigfache Überschneidungen, so dass 
einzelne Veranstaltungen des Schwerpunktbereichs 
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6 ebenso zu den Veranstaltungen im Schwerpunktbe-
reich 8 gehören. Genannt seien exemplarisch die Ver-
anstaltungen zu den „Europäischen Grundrechten“ 
und zum „Völkerrecht I“. Doch der Focus liegt im 
Schwerpunktbereich 6 bei den rechtlichen Grundfra-
gen und Fundamenten der Staatlichkeit in Staatsthe-
orie, -philosophie und -praxis. Das Augenmerk wird 
auf die Entwicklung der zunehmenden Selbstbindung 
nationaler Staaten in einer Gemeinschaft mit anderen 
souveränen Staaten sowie auf die Herausbildung ei-
nes europäischen Staatenverbundes in der Gestalt der 
Europäischen Union und ihrer Verfassung gerichtet. 

III. Veranstaltungsangebot
Das Angebot der im Schwerpunktbereich 6 vorhan-
denen Veranstaltungen ist breit angelegt und wech-
selt in den einzelnen Semestern, sodass im Folgenden 
lediglich überblicksartig dargestellt werden soll, was 
die Studierenden dieses Schwerpunktbereichs grund-
sätzlich erwartet. Die Weite des Angebots ermöglicht 
den Studierenden eine eigene Schwerpunktsetzung 
innerhalb des Schwerpunktbereichs.

Anknüpfungspunkt für den Schwerpunktbereich 
„Staat und Verfassung im Prozess der Internationa-
lisierung“ sind im Bereich des Verfassungsrechts die 
Vorlesungen Staatsrecht I (Staatsorganisationsrecht), 
Staatsrecht II (Grundrechte) und Staatsrecht III (Be-
züge zum Völker- und Europarecht). Von diesen aus-
gehend, sind im Schwerpunktbereich 6 regelmäßig 
die Vorlesungen „Vertiefung Staatsorganisations-
recht I“ und „Vertiefung Grundrechte“ vorgesehen. 
In diesen werden ausgewählte Themen aus den Be-
reichen des Verfassungsrechts anhand von aktuellen 
Entscheidungen vertiefend behandelt und erörtert. 
Hierbei kann es sich um die Kompetenzverteilung im 
Bundesstaat, das Gesetzgebungsverfahren, das Recht 
der Parteien und die allgemeinen Grundrechtslehren 
handeln. Vertiefungsvorlesungen behandeln zudem 
Gebiete des Verfassungsrechts, die bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht Gegenstand der universitären Aus-
bildung waren. Hier ist die Vorlesung „Vertiefung 
Staatsorganisationsrecht II“ zu nennen, die das Recht 
des Öffentlichen Dienstes behandelt, also die Rechts-
verhältnisse der Personen thematisiert, die bei einer 
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juristischen Person des öffentlichen Rechts beschäf-
tigt sind. 

Das dem Grundgesetz zu Grunde liegende Verhältnis 
von Staat und (christlichen) Kirchen ist Gegenstand 
der Vorlesungen zum Staatskirchenrecht. Normative 
Grundlage sind hier Art. 4 I, II GG und die durch Art. 
140 GG inkorporierten Artikel der Weimarer Reichs-
verfassung (Art. 136 ff. WRV). Im Zusammenhang 
mit dem Entstehen einer multireligiösen Gesellschaft 
nicht zuletzt auf Grund der Zuwanderung von Mil-
lionen Muslimen nach Deutschland sind zahlreiche 
aktuelle Fragen an das Staatskirchenrecht herangetra-
gen worden, die einer vertieften Auseinandersetzung 
bedürfen und Gegenstand dieser Veranstaltungen 
sind. 

Weiterer wesentlicher Gegenstand des Schwerpunkt-
bereichs 6 sind europarechtliche Fragestellungen. Sie 
werden in gesonderten Veranstaltungen über die „Eu-
ropäischen Grundrechte“ und über die „Europäischen 
Grundfreiheiten“ behandelt. Die Entwicklung einer 
einheitlichen europäischen Grundrechtsdogmatik 
oder die Gewährleistung der Europäischen Grundfrei-
heiten als Herzstück des europäischen Binnenmarkts 
werden dabei ebenso thematisiert wie aktuelle Ent-
scheidungen des EuGH. Ergänzend werden Seminare 
zum europäischen Wirtschaftsrecht und zum europä-
ischen Verwaltungs- und Verwaltungsprozessrecht 
angeboten.

Ein breites Angebot an Lehrveranstaltungen ist auch 
im Völkerrecht gegeben. In der Vorlesung „Völker-
recht I“ wird zunächst in die Begriffl ichkeiten und 
die Historie des Völkerrechts eingeführt. Darüber hi-
naus werden die Völkerrechtssubjekte und internatio-
nale Organisationen vorgestellt und untersucht sowie 
der europäische und internationale Menschenrechts-
schutz erörtert. Diese Kenntnisse voraussetzend, be-
schäftigen sich Seminare mit aktuellen Fragen des 
Völkerrechts. Nach Maßgabe neuerer Rechtspre-
chung werden aktuelle Tendenzen und Entwicklun-
gen des Völkerrechts beleuchtet. 

Schließlich soll auf die Veranstaltungen zum inter-
nationalen Finanz- und Steuerrecht hingewiesen 
werden, die das Angebot zum Schwerpunktbereich 6 
abrunden. Nach der Klärung der grundlegenden Be-
griffl ichkeiten werden die einzelnen Teilgebiete des 
internationalen und des europäischen Finanz- und 
Steuerrechts nach Maßgabe der einschlägigen Vor-
schriften und Verträge behandelt. Abschließend wer-
den die Einwirkungen der europarechtlichen Grund-
freiheiten auf das Steuerrecht der Mitgliedsstaaten 
untersucht.

Vervollständigt wird das Programm des Schwer-
punktbereichs 6 durch rechtshistorische Vorlesungen 
und Seminare. Damit soll auch im fortgeschrittenen 
Stadium des Studiums eine Vergewisserung in den 
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I. Die Konzeption des Schwerpunktbereichs
Der Schwerpunktbereich 7 führt eine Reihe von Ge-
bieten zusammen, die sich aus dem gemeinsamen 
Ursprungszusammenhang des Wirtschaftsrechts zu 
eigenständigen Rechtsmaterien entwickelt haben. 
Dennoch sind sie als rechtliche Umgrenzungen wirt-
schaftlichen Handelns weiterhin von besonderer 
Bedeutung für die Wirtschaft und können daher in 
einem funktionalen Sinne allesamt als öffentliches 
Wirtschaftsrecht verstanden werden.
Die vergleichsweise junge Materie des Umweltrechts 
ist kein scharf abgrenzbares Rechtsgebiet, sondern er-
fasst neben Vorschriften mit genuin umweltschützen-
der Zielsetzung alle für den Umweltschutz bedeut-
samen Rechtssätze. Seit der Schaffung umfassender 
Umweltkompetenzen im Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft im Jahr 1992 ist das 
entsprechende deutsche Recht in hohem Maße durch 
gemeinschaftsrechtliche Vorgaben überlagert. Deut-
sches und europäisches Umweltrecht werden daher 
als Einheit begriffen und gelehrt. 
Auch das öffentliche Wirtschaftsrecht beschränkt 
sich nicht auf das herkömmliche Wirtschaftsverwal-
tungsrecht, sondern umfasst eine Vielzahl spezieller 
wirtschaftsbezogener Rechtsgebiete, die durchweg 
gemeinschaftsrechtliche Bezüge aufweisen. Aus die-
sen behandelt der Schwerpunktbereich insbesondere 
die Materien des Wirtschaftsverfassungs- und -ver-
waltungsrechts, das Vergaberecht, das Recht der Bio-
technologie, das öffentliche Banken- und Versiche-

rungsaufsichtsrecht, 1das Kartellrecht, das Recht der 
Telekommunikation und der Post, das Rundfunk-, 
Presse- und Multimediarecht sowie die mit diesen 
Gebieten verbundenen Regulierungsfragen. 
Eng verknüpft mit einigen dieser Bereiche ist das 
Infrastrukturrecht, welches das Recht der Planung, 
Zulassung und Finanzierung von Infrastruktur, das 
Verkehrswegerecht, das Verkehrsrecht, das Energie-
recht sowie infrastrukturbezogenes Regulierungs-
recht umfasst. 
Umwelt-, Wirtschafts- und Infrastrukturrecht sind 
schließlich allesamt Rechtsgebiete, die spezifi sche 
und oft divergierende Ansprüche an die Nutzung des 
Raums formulieren. Das Planungsrecht als Summe 
der Normen über die hoheitlich autorisierte Nutzung 
des Raums hat diese Ansprüche in einen gerechten 
Ausgleich zu bringen und beinhaltet Rechtsgrundla-
gen für die fachplanerische Zulassung von Infrastruk-
tur oder bestimmter Industrieanlagen und -standorte. 
Es umfasst die Bereiche des Raumordnungs-, Bau-
planungs- und des Fachplanungsrechts und über-
schneidet sich mit den raumbezogenen Ausschnitten 
des Umweltrechts. 

1* Der Autor ist Inhaber eines Lehrstuhls am Institut für 
Öffentliches Recht und Direktor des Instituts für das Recht 
der Wasser- und Entsorgungswirtschaft an der Rheini-
schen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn. Die Autorin 
ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Öffentli-
ches Recht, Lehrstuhl Professor Dr. Dr. Wolfgang Durner, 
LL.M.

Der Schwerpunktbereich
„Deutsches und europäisches Umwelt- und Planungsrecht, 

öffentliches Wirtschaftsrecht und Infrastrukturrecht“
an der Bonner Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät

Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner, LL.M./ Nela Trillmich*

historischen Grundlagen unserer Verfassung geleistet 
werden, die eine zwingende Voraussetzung dafür ist, 
in aktuellen Diskussionen zum Verfassungsrecht oder 
im internationalen Diskurs der Rechtsordnungen zu 
bestehen.

IV. Schluss
Abschließend sei auf eine vorläufi ge Prüfungsstatis-
tik (SoSe 2004 – WiSe 2008/09) des Prüfungsamts 

hingewiesen. Diese hat für den Schwerpunktbereich 
6 ergeben, dass die Studierenden dieses Bereichs 
ihre Prüfung im Verhältnis zu den Studierenden in 
anderen Schwerpunktbereichen mit vergleichbaren 
Ergebnissen absolviert haben. Im Einzelnen konnten 
2,27% mit „sehr gut“, 10,23% mit „gut“, 35,23% mit 
„vollbefriedigend“, 35,23% mit „befriedigend“ und 
11,36% mit „ausreichend“ ihre Prüfungen bestehen. 
Die Durchfallquote lag bei 5,68%.


